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naten Mai und Dezember 
2011 auf.

In Abbildung 2 sind die Ab-
weichungen der Säuglings-
sterblichkeit vom Trend dar-
gestellt. Die gestrichelten Li-
nien zeigen den Bereich von 2 
Standardabweichungen, in dem
normalerweise 95% der Daten-
punkte liegen sollten.

Der Test auf Erhöhung der 
Sterblichkeit in den Monaten 
April 2011 bis Mai 2012 ge-
genüber dem extrapolierten 
Trend der Daten vor April 
2011 ergab einen Anstieg um 
4,0 % (P=0.100).

Die japanischen Ergebnisse 
werden im Folgenden mit dem 
Verlauf der Monatsdaten der 
frühen Säuglingssterblichkeit 
aus Westdeutschland, 1980 
bis 1993, verglichen (siehe 
Abbildung 3). Abbildung 4 
zeigt wieder die Abweichun-
gen der frühen Säuglings-
sterblichkeit vom langjährigen 

Trend. Auffällige Erhöhungen 
finden sich im Juni 1986, im 
Februar 1987 und im Novem-
ber 1987.
Die Maxima in den deutschen 
Daten im Februar und No-
vember 1987 lassen sich mit 
der Strahlenbelastung des 
Embryos über die Cäsiumbe-
lastung der Schwangeren er-
klären. Der Peak im Novem-
ber 1987 kann mit einer Zu-
nahme der Strahlenbelastung 
der Kuhmilch während des 
Winters 1986/87 erklärt wer-
den; über den Winter wurde 
das im Vorsommer geerntete 
kontaminierte Gras als Silage 
an die Milchkühe verfüttert. 
Der Peak im Februar 1987 
entspricht dem Anstieg im 
Dezember 2011 in den japani-
schen Daten; in beiden Fällen 
ist der zeitliche Abstand zur 
Reaktorkatastrophe etwa gleich
groß.
Für den Peak in den japani-
schen Daten im Mai 2011, 

zwei Monate nach Fukushima, 
kennt der Autor keine strah-
lenbiologische Erklärung. 
Weil aber auch in Deutschland 
im Juni 1986, 2 Monate nach 
der Tschernobylkatastrophe 
am 26. April 1986, ein Maxi-
mum der Säuglingssterblich-
keit auftritt, liegt auch dafür 
eine Strahlenursache nahe.

Rückgang der Geburten

Interessant ist auch, dass sich 
in Japan im Dezember 2011 
ein signifikanter Rückgang bei 
der Zahl der Geburten zeigt 
(minus 4,7%, P=0,007, siehe 
Abbildung 5). Wesentlich 
größer ist der Einbruch der 
Geburtenzahl in der Präfektur 
Fukushima (minus 15,4%, 
P=0,0001). Im Monat davor 
(November 2011) und im 
Monat danach (Januar 2012) 
gibt es keine Auffälligkeit.

Ein ähnlicher Effekt findet 
sich nach Tschernobyl in Bay-
ern. Im Februar 1987, 9 Mo-

nate nach der Reaktorkata-
strophe, sank die Geburten-
zahl um 8,7% gegenüber dem 
Erwartungswert. Der Rück-
gang ist wie in Japan auf einen 
Monat (Februar 1987) be-
schränkt; in den Monaten Ja-
nuar und März 1987 zeigen 
sich keine Auffälligkeiten. In 
Südbayern, wo die Cäsium-
Bodenbelastung deutlich hö-
her war als in Nordbayern, ist 
der Geburtenrückgang ausge-
prägter (minus 11,5%, 
P=0.001, siehe Abbildung 6) 
als in Nordbayern (minus 
5,0%, P=0,162). Die Ursache 
des Geburtenrückgangs könn-
te ein strahlenbedingter Ver-
lust von Eizellen in den ersten 
Tagen nach Befruchtung sein.

Körblein A, Küchenhoff H. Peri-
natal mortality in Germany 
following the Chernobyl accident. 
Radiat Environ Biophys. 1997 
Feb;36(1):3-7. 

Anläßlich der Herbsttagung 
der Innenministerkonferenz 
vom 5. bis 7. Dezember 2012 
in Rostock-Warnemünde 
wendet sich die atomkritische 
Ärzteorganisation IPPNW mit 
einem Offenen Brief zum 
Katastrophenschutz an alle 
Innenminister Deutschlands. 
Auf der Konferenz wird über 
die Konsequenzen beraten, die 
sich aus dem Super-GAU von 
Fukushima für die noch lau-
fenden Atomkraftwerke in 
Deutschland ergeben. Eine 
Studie des Bundesamtes für 
Strahlenschutz vom Frühjahr 
2012 zeigt die Unmöglichkeit 
auf, im Fall einer Atomkata-
strophe notwendige Zwangs-
umsiedlungen von Hundert-
tausenden von Menschen zu 
realisieren.

„Der Katastrophenschutz bei

einem AKW-Unfall mit Frei-
setzung radioaktiver Spaltpro-
dukte ist veraltet und zu klein-
räumig ausgelegt“, sagt 
IPPNW-Vorstandsmitglied 
Reinhold Thiel. Das gelte für 
ganz Deutschland und für alle 
noch laufenden Atomkraft-
werke in Gundremmingen, 
Philippsburg, Grafenrheinfeld, 
Grohnde, Brokdorf, Isar, 
Emsland und Neckarwest-
heim.

Mit einem Hintergrundpapier 
und neu ausgearbeitetem 
Kartenmaterial zeigt die 
IPPNW, daß radioaktive 
Spaltprodukte im Falle eines 
atomaren Unfalls nicht an ei-
ner 25-km-Grenze haltmachen 
werden, so wie es die bisheri-
gen veralteten Vorsorgepla-
nungen vorsehen. Laut der 
Studie des Bundesamtes für 

Strahlenschutz würden große 
Gebiete bis zu 170 Kilometer 
verstrahlt. Evakuierungspläne 
existieren nur bis 25 Kilome-
ter. Bei über mehrere Tage 
und Wochen anhaltenden Be-
lastungen sind wechselnde 
Windrichtungen für die radio-
aktive Kontamination wahr-
scheinlich. Zügige Evakuie-
rungsmaßnahmen würden so 
in vielen Regionen gleichzei-
tig erforderlich. Die Katastro-
phenschutz-Rahmengesetzge-
bung der Innenminister ist vor 
dem Hintergrund der Neube-
wertung der Folgen einer 
Atomkatastrophe nach Fuku-
shima komplett überholt. Alle 
ausführenden Katastrophen-
schutzbehörden wären nicht in 
der Lage, schnell die erforder-
lichen Evakuierungen durch-
zuführen.

„Wegen der Unmöglichkeit 
einer verantwortlichen Kata-
strophenschutzvorsorge im 
dichtbesiedelten Deutschland 
ist die umgehende Abschal-
tung aller Atomkraftwerke bei 
uns zwingend geboten. Der 
Schutz der Bürger muß Vor-
rang haben vor wirtschaftli-

chen Interessen der Konzer-
ne“, so Thiel.

Der Offene Brief der IPPNW an 
die Innenminister ist im Internet 
zu finden unter
http://www.ippnw.de/commonFil
es/pdfs/Atomenergie/offener_brie
f_innenminister_30112012.pdf
Das Hintergrundpapier der IPP
NW mit Grafiken zu Katastro-
phenschutz-Radien und radioak-
tiven Belastungen für Erwachsene 
und Kinder am AKW Gundrem-
mingen sind zu finden unter
http://www.ippnw.de/commonFil
es/pdfs/Atomenergie/20121130_
Hintergrundpapier_Katastrophens
chutz.pdf 

Atommüll-Endlagerung

Die Endlager-
suche ruht wei-
terhin bis zu 
den nächsten 
Wahlen
Die schwarz-gelbe Regie-
rungskoalition hat die Erkun-
dungsarbeiten am möglichen 
Atommüll-Endlager in Gorle-

Katastrophenplanung

Der atomare Katastrophenschutz 
ist veraltet und zu kleinräumig
IPPNW: Die Innenminister sind tatenlos und die Ka-
tastrophenschutzbehörden sind überfordert

http://www.ippnw.de/commonfil
http://www.ippnw.de/commonfil
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ben bis zur Bundestagswahl 
im September 2013 ausge-
setzt. Das erklärte Bundes-
umweltminister Peter Altmai-
er (CDU) am 30. November 
2012 in Berlin. Gleichzeitig 
ließ er jedoch den zum 31. 
Dezember 2012 auslaufenden 
Betriebsplan für Gorleben als 
Offenhaltungsbetrieb bis Sep-
tember 2013 verlängern. Den 
Erkundungsstopp hatte bereits 
sein Vorgänger Norbert Rött-
gen versprochen, bis ein Ge-
setz zur Endlagersuche steht, 
sollten Bagger und Bohrer ru-
hen. SPD, Grüne und CDU 
verzögerten bisher aus diver-
sen wahltaktischen Gründen 
nicht nur eine Einigung, son-
dern strebten auch lediglich 
einen Parteienkonsens an, 
ohne Beteiligung von Um-
weltverbänden und Bürgern. 
Der bisherige Ablauf zeigt, 
daß ein echter Neustart der 
Endlagersuche nur gelingen 
kann, wenn Gorleben vorab 
ausscheidet. Denn die Krite-
rien für ein geeignetes Endla-
ger lassen sich nicht mit stän-
digem Blick auf Gorleben 
festlegen. Die einen wollen 
sonst Kriterien so festlegen, 
daß Gorleben übrigbleibt, die 
anderen so, daß Gorleben aus-
scheidet.

Jetzt erklärte Altmaier, er 
werde auf Wunsch von SPD 
und Grünen neue Verhand-
lungen auf die Zeit nach der 
Niedersachsen-Wahl verschie-
ben. Denn der niedersächsi-
sche CDU-Ministerpräsident 
David McAllister bangt um 
seine Wiederwahl, weshalb er 
vorschlug, nach einem unter-
tägigem Dauer-Zwischenlager 
zu suchen, mit gewährleisteter 
Rückholbarkeit des Atom-
mülls. Damit würde Gorleben 
ausscheiden, denn das Salz 
von Gorleben würde die Fäs-
ser nach und nach umschlie-
ßen, was eine Rückholung 
verhindert. In dem mit Wasser 
vollaufenden Salzbergwerk 
Asse bei Wolfenbüttel ist eine 
bereits verschlossene Kammer 
mit 4.300 Atommüll-Fässern 
trotz Erkundungsbohrungen 
immer noch nicht wiederge-
funden worden.

Nach der Wahl in Niedersach-
sen soll ein eiliger Kompro-
miß zwischen den Parteien ge-
funden werden. Bis Ostern 
2013 will Altmaier ihn dann 
vom Kabinett und noch vor 
der Sommerpause vom Bun-
destag beschließen lassen.

Nun wollen die Atomkraft-
gegner die Atommülldebatte
neu starten und fordern einen 
„Zukunftsrat“. Die Bürgerini-
tiative Umweltschutz Lüchow-
Dannenberg (BI) reagiert da-
mit auf „das Versagen der po-
litischen Parteien“, einen Neu-
start der Endlagersuche zu be-
ginnen. „In einem Zukunftsrat 
muß die interessierte Öffent-
lichkeit eine gewichtige Rolle 
spielen, frei von Parteiinteres-
esen“, erklärte BI-Sprecher 
Wolfgang Ehmke. „Die Par-
teien sitzen das Thema von 
Wahl- zu Wahltermin konsen-
sual aus“, das zeige, daß sie 
die falschen Akteure sind. 

In eigener Sache

Neuer Abonne-
mentspreis
Trotz Teuerung betrug der 
Abonnementspreis von Strah-
lentelex mit ElektrosmogRe-
port jetzt vier Jahre lang stabil 
72,00 Euro. Um die roten 
Zahlen möglichst klein zu 
halten und die Unabhängigkeit 
des Informationsdienstes zu 
gewährleisten, müssen es ab 
Januar 2013 künftig 78,00 
Euro für das Abonnement mit 
12 Ausgaben jährlich sein. Für 
die laufenden Abonnements 
ändert sich aber noch nichts. 
Erst bei der Verlängerung er-
scheint der neue Bezugspreis 
auf der Rechnung. Und falls 
Sie uns eine Lastschriften-
Einzugsermächtigung gegeben 
haben, wird bei Fälligkeit au-
tomatisch der richtige Betrag 
abgebucht.
Wir bitten um Ihr Verständnis 
und wünschen für die kom-
menden Feiertage und den 
Jahreswechsel alles Gute.

Ihr Strahlentelex mit 
ElektrosmogReport 
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